
 

 

 

 

Feststellung des Unterbleibens einer Umweltverträglichkeitsprüfung und Bekanntgabe des 

Ergebnisses der Vorprüfung nach § 5 Abs. 2 UVPG 

 

Antragsteller: Wasser- und Bodenverband Feldkirch, Anlage „Buck“ 

Vorhaben: Antrag für die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaub-

nis zur Entnahme von Grundwasser zur landwirtschaftli-

chen Beregnung aus einem bestehenden Tiefbrunnen auf 

dem Flst.-Nr. 1585/1, Gemarkung Feldkirch, Gemeinde 

Hartheim 

Nr./Spalte der Anlage 1 zum UVPG Nr. 13.3.2, Spalte 2 A 

 

Das Neuvorhaben stellt eine Entnahme von Grundwasser dar und bedarf als solcher einer wasser-

rechtlichen Erlaubnis. Das Vorhaben fällt gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 Gesetz über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) i. V. m. der Anlage 1, Ziffer 13.3.2 in den Anwendungsbereich des UVPG. 

Nach § 7 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1, Ziffer 13.3.2, Spalte 2 des UVPG ist im Rahmen einer allgemei-

nen Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht überschlägig zu prüfen, ob für das Vorhaben eine 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist. 

 

Die anhand der Anforderungen nach Anlage 3 des UVPG „Kriterien für die Vorprüfung“ durchge-

führte allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ergab, dass das Vorhaben keine erheblichen nachtei-

ligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

 

Ausschlaggebend für die Prüfung war insbesondere, dass das Vorhaben nicht in einem Natura 

2000-Gebiet, Naturschutzgebiet, Nationalpark, Landschaftsschutzgebiet, Wasserschutzgebiet oder 

Biosphärengebiet liegt. Ebenfalls sind keine gesetzlich geschützten Biotope durch die Maßnahme 

betroffen. 
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Möglicherweise könnten nachteilige Effekte für die angrenzenden Schutzgüter (Vogelschutzgebiet 

„Rheinniederung Neuenburg – Breisach“, FFH-Gebiet „Markgräfler Rheinebene von Neuenburg bis 

Breisach“, verschiedene geschützte Biotope um die Baggerseen bei Hartheim) auftreten.  

Aber aufgrund vernachlässigbarer nachteiliger Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt und 

der geringen Ausdehnung der Einflusszone durch den Betrieb des Brunnens können diese ausge-

schlossen werden. Am Brunnen werden keine baulichen Veränderungen durchgeführt, seine End-

tiefe von ca. 30 m bleibt bestehen. Aufgrund seiner vergleichsweisen geringen Tiefe tangiert der 

Brunnen ausschließlich den oberen Grundwasserleiter.  

 

Erhebliche nachteilige Umwelteinwirkungen durch das Vorhaben sind nicht zu besorgen.  

 

Eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben ist somit nicht erforderlich. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

28.05.2026 

Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald    

- untere Wasserbehörde – 

 

 

 

 


